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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung über die Veränderungssperre Stellingen 23

(Mischgebiete östlich der Randstraße)

Vom 27. November 2003

Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie abge-
grenzten Teilflächen des Bebauungsplan-Entwurfs Stellingen
23 (Mischgebiete östlich der Randstraße, Teilflurstücke 4464
(alt: 3833), 1938, 1939, 1940 und 1941 sowie Flurstücke 2449,
1943, 3890, 3865, 1946 und 1947 der Gemarkung Stellingen –
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 321) für zwei Jahre festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-

rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung ver-

langen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem zustän-
digen Bezirksamt beantragt. Das Erlöschen eines Entschä-
digungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3 des Bau-
gesetzbuchs.

2. Unbeachtlich sind Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt,
der den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Hamburg, den 27. November 2003.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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A r t i k e l  1

Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über die
Errichtung eines gemeinsamen Statistischen Amtes als rechts-
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts 

§ 1

Dem am 27. August 2003 in Kiel unterzeichneten Staatsver-
trag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem
Land Schleswig-Holstein über die Errichtung eines gemeinsa-
men Statistischen Amtes als rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Recht wird zugestimmt.

§ 2

Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

§ 3

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 21 Absatz
1 in Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu geben. 

A r t i k e l  2

Aufhebung des Gesetzes zum Staatsvertrag
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg

und dem Land Schleswig-Holstein
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der amtlichen Statistik

Das Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und
Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der amtlichen Statistik
vom 2. Mai 2001 (HmbGVBl. S. 71) wird aufgehoben.

A r t i k e l  3

Änderung des Hamburgischen Statistikgesetzes

Das Hamburgische Statistikgesetz vom 19. März 1991
(HmbGVBl. S. 79, 474), geändert am 18. Juli 2001 (HmbGVBl.
S. 251, 255), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

1.1 In der Überschrift werden die Wörter „Statistisches
Landesamt“ durch die Textstelle „Statistisches Amt für
Hamburg und Schleswig-Holstein – Anstalt des öffent-
lichen Rechts“ ersetzt. 

1.2 In Absatz 1 werden die Wörter „dem Statistischen
Landesamt“ durch die Textstelle „dem Statistischen Amt
für Hamburg und Schleswig-Holstein – Anstalt des öffent-
lichen Rechts“ ersetzt. 

2. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „vom Statis-
tischen Landesamt“ durch die Textstelle „vom Statis-
tischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein –
Anstalt des öffentlichen Rechts“ ersetzt.

3. In § 8 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „dem Statis-
tischen Landesamt“ durch die Textstelle „dem Statis-
tischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein –
Anstalt des öffentlichen Rechts“ ersetzt.

A r t i k e l  4

Änderung des Gesetzes
über die Höhe des Ausgleichsbetrages für Stellplätze

und Fahrradplätze

In § 1 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über die Höhe des Aus-
gleichsbetrages für Stellplätze und Fahrradplätze vom 15. April
1992 (HmbGVBl. S. 81), zuletzt geändert am 30. Januar 2001
(HmbGVBl. S. 17), werden die Wörter „das Statistische
Landesamt“ durch die Textstelle „das Statistische Amt für
Hamburg und Schleswig-Holstein – Anstalt des öffentlichen
Rechts“ ersetzt.

A r t i k e l  5

Änderung des Hamburgischen Gesetzes
zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

– Kinder- und Jugendhilfe –

In § 23 Absatz 3 des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-
führung des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und
Jugendhilfe – vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 273), geändert
am 14. April 2003 (HmbGVBl. S. 51, 57), werden die Wörter
„vom Statistischen Landesamt“ durch die Textstelle „vom
Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein –
Anstalt des öffentlichen Rechts“ ersetzt.

A r t i k e l  6

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

Gesetz

zur Errichtung eines gemeinsamen Statistischen Amtes

für die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land Schleswig-Holstein

Vom 2. Dezember 2003

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Dezember 2003.

Der Senat
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Präambel

Es ist gemeinsamer Wille des Senates der Freien und
Hansestadt Hamburg und der Landesregierung Schleswig-
Holstein, das Statistische Landesamt Hamburg und das
Statistische Landesamt Schleswig-Holstein zu einer gemeinsa-
men Einrichtung in der Rechtsform einer rechtsfähigen
Anstalt des öffentlichen Rechts zusammenzuführen.

Hierdurch wird die bestehende Zusammenarbeit zwischen
Hamburg und Schleswig-Holstein auch auf dem Gebiet der
amtlichen Statistik konsequent fortgeführt.

Gleichberechtigte Träger der Anstalt sind Hamburg und
Schleswig-Holstein.

Die Gleichberechtigung der beiden Träger findet in einer
auf Dauer angelegten ausgewogenen Verteilung der Kompeten-
zen mit qualifizierten Dauerarbeitsplätzen unter Berücksichti-
gung der Gleichstellung von Frauen und Männern an den
beiden Standorten der Anstalt ihren Ausdruck.

Für Hamburg und Schleswig-Holstein wird die neue Ein-
richtung zur zentralen Dienstleisterin auf dem Gebiet der
amtlichen Statistik. Durch den Zusammenschluss und die
Bildung der Anstalt werden Synergieeffekte erwartet, die
Kostensenkungen und Effizienzsteigerungen ermöglichen.

Dieser Staatsvertrag ist für den Beitritt anderer Länder
offen.

I. Abschnitt 

Organisation, Veröffentlichungen

§ 1

Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz, Dienstsiegel,
Dienstherrnfähigkeit 

(1) Hamburg und Schleswig-Holstein errichten mit dem 
In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages eine gemeinsame
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Namen
„Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein –
Anstalt des öffentlichen Rechts“ (im Folgenden „Anstalt“). Die
Anstalt wird errichtet durch Zusammenführung des Statis-
tischen Landesamtes Hamburg und des Statistischen Landes-
amtes Schleswig-Holstein.

(2) Sitz der Anstalt ist Hamburg. Sie unterhält Standorte in
Kiel und Hamburg. Für Errichtung und Betrieb der Anstalt
gilt hamburgisches Landesrecht, soweit in diesem Staats-
vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Die Anstalt führt ein kleines Dienstsiegel. Das Nähere
regelt die Satzung.

(4) Die Anstalt besitzt Dienstherrnfähigkeit.

§ 2
Stammkapital, Trägerschaft, Haftung und Anstaltslast

(1) Die Anstalt wird mit einem Stammkapital von 1.663.000
Euro ausgestattet. Hamburg und Schleswig-Holstein leisten
das Stammkapital durch Sacheinlage des Vermögens gemäß
Absatz 2. Träger der Anstalt sind Hamburg und Schleswig-Hol-
stein. Zum Zeitpunkt der Anstaltserrichtung nach § 1 Absatz 1
hält Hamburg Anteile in Höhe von 790.000 Euro am Stamm-
kapital; Schleswig-Holstein hält Anteile in Höhe von 873.000
Euro am Stammkapital.

(2) Das Vermögen Hamburgs, soweit es den Aufgabenberei-
chen des Statistischen Landesamtes Hamburg zuzuordnen ist,
und das Vermögen Schleswig-Holsteins, soweit es den Auf-
gabenbereichen des Statistischen Landesamtes Schleswig-Hol-
stein zuzuordnen ist, gehen in dem bei Wirksamwerden der
Anstaltserrichtung vorhandenen Umfang mit allen Gegenstän-
den des Aktiv- und Passivvermögens sowie den Arbeitsverhält-
nissen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die neue
Anstalt über. Der Übergang erfolgt auf der Grundlage einer von
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft testierten konsolidier-
ten Eröffnungsbilanz sowie eines Überleitungsplanes. Die
Anstalt tritt in alle bestehenden und künftigen Rechte und
Verpflichtungen ein, soweit sie dem bisherigen Aufgaben-
bereich des Statistischen Landesamtes Hamburg oder des
Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein zuzuordnen
sind (Gesamtrechtsnachfolge), soweit nicht dieser Staatsver-
trag andere Regelungen trifft. Die Anstaltsträger werden die
Einzelheiten jeweils gegenüber dem anderen Träger feststellen.

(3) Stichtag für die Übertragung ist der 31. Dezember 2003,
24 Uhr. Ab diesem Zeitpunkt gelten alle Geschäfte, die dem
Statistischen Landesamt Hamburg und dem Statistischen Lan-
desamt Schleswig-Holstein zuzuordnen sind, als für Rechnung
der Anstalt abgeschlossen. 

(4) Für Verbindlichkeiten der Anstalt aus der Aufgaben-
erfüllung nach § 3 haften Hamburg und Schleswig-Holstein
Dritten gegenüber unbeschränkt als Gesamtschuldner, wenn
und soweit Gläubiger eine Befriedigung aus dem Vermögen der
Anstalt nicht erlangen konnten (Gewährträgerhaftung). Im
Innenverhältnis haften die Träger entsprechend ihrem Anteil
an der Finanzausstattung der Anstalt nach § 10 Absatz 1 Satz 3.
Soweit die Anstalt Aufgaben nach § 3 Absatz 3 für Hamburg

Staatsvertrag

zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein

über die Errichtung eines gemeinsamen Statistischen Amtes

als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (im Folgenden Hamburg),

vertreten durch den Senat,

und

das Land Schleswig-Holstein (im Folgenden Schleswig-Holstein), 

vertreten durch die Ministerpräsidentin,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Organe nachstehenden Staatsvertrag:



Montag, den 15. Dezember 2003 545HmbGVBl. Nr. 49

und Schleswig-Holstein wahrnimmt, haftet jeder Träger in dem
Umfang, in dem die Anstalt ihm gegenüber Dienstleistungen
erbringt. 

(5) Hamburg und Schleswig-Holstein stellen sicher, dass die
Anstalt ihre Aufgaben nach § 3 erfüllen kann (Anstaltslast). 

§ 3

Aufgaben der Anstalt

(1) Die Anstalt erfüllt alle ihr oder den früheren Statisti-
schen Landesämtern Hamburg und Schleswig-Holstein nach
Gesetz, Rechtsverordnung oder Vereinbarung obliegenden
Aufgaben. 

(2) Die Anstalt vertritt zur Wahrnehmung der statistischen
Aufgaben die Interessen Hamburgs und Schleswig-Holsteins
bei der Mitwirkung in Fachgremien auf nationaler und inter-
nationaler Ebene. Sie unterstützt und berät als fachkundige
Stelle Hamburg und Schleswig-Holstein in allen Fragen der
Statistik. 

(3) Die Anstalt kann darüber hinaus in ihrem Aufgaben-
bereich Dienstleistungen gegenüber Hamburg und Schleswig-
Holstein sowie Dritten erbringen, soweit dies die Erfüllung der
Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 nicht beeinträchtigt. 

(4) Alle zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Staats-
vertrages dem Statistischen Landesamt Hamburg oder dem
Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein obliegenden Auf-
gaben gehen mit In-Kraft-Treten auf die Anstalt über.

(5) Die Anstalt kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben
Dritter bedienen, weitere Unternehmen gründen und sich an
fremden Unternehmen beteiligen. 

(6) Die Anstalt darf sich an einem anderen Unternehmen
mit mehr als 25 % des Grund- oder Stammkapitals nur beteili-
gen, wenn in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag dieses
Unternehmens die sich aus §§ 53, 54 Haushaltsgrundsätzege-
setz (HGrG) ergebenden Rechte festgelegt werden und
bestimmt wird, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht
entsprechend den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und
zu prüfen sind.

§ 4

Organe der Anstalt

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der
Vorstand.

§ 5

Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus fünf Mitgliedern. Er
setzt sich zusammen aus jeweils zwei von der Freien und
Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein
benannten Mitgliedern sowie einer Vertreterin oder einem
Vertreter der Beschäftigten der Anstalt. 

(2) Die Vertreterin oder der Vertreter der Beschäftigten im
Verwaltungsrat wird von den wahlberechtigten Beschäftigten
der Anstalt in geheimer und unmittelbarer Wahl aus ihrer
Mitte für die Dauer von vier Jahren gewählt. 

(3) Das Nähere regelt die Satzung.

§ 6
Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über die grundsätzlichen
Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere über:

1. die Satzung der Anstalt und ihre Änderungen,
2. Veränderungen des Stammkapitals,
3. die Auswahl, Einstellung oder Ernennung sowie die

Entlassung der Mitglieder des Vorstands, 
4. die Zustimmung zu der Geschäftsordnung des Vorstands,
5. Leistungsentgelte und Gebührenordnungen,
6. die Festlegung allgemeiner Grundsätze zur Regelung der

arbeits-, dienst- und versorgungsrechtlichen Verhältnisse
der Beschäftigten, soweit nicht deren Stellung und
Ansprüche durch das sonstige Beamten-, Arbeits- und
Tarifrecht geregelt sind,

7. wesentliche Veränderungen des Aufgabenzuschnitts der
Standorte,

8. die Übernahme von Aufgaben nach § 3 Absatz 3, wenn es
sich um eine mehrjährige vertragliche Bindung handelt,

9. den Wirtschaftsplan und seine Änderungen,
10. die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Abschluss-

prüfers, die Feststellung des Jahresabschlusses und die
Genehmigung des Lageberichts sowie die Verwendung des
Jahresergebnisses,

11. die Gewährung von Zuschüssen, die Aufnahme von
Krediten und die Gewährung von Darlehen ab einer vom
Verwaltungsrat zu bestimmenden Wertgrenze,

12. die Übernahme von Bürgschaften, Garantien sowie sons-
tigen Verpflichtungen zum Einstehen für fremde Verbind-
lichkeiten,

13. die Gründung von und die Beteiligung an anderen Unter-
nehmen gemäß § 3 Absatz 5,

14. die Entlastung des Vorstands.
Der Verwaltungsrat kann für bestimmte Arten von Geschäften
seine Zustimmung allgemein erteilen.

Die Beschlüsse zu Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 bis 14 kom-
men nur mit den Stimmen der Vertreterinnen und Vertreter
von Hamburg und Schleswig Holstein im Verwaltungsrat
zustande. 

(2) Der Verwaltungsrat beaufsichtigt die Geschäftsführung
des Vorstands. Er ist oberste Dienstbehörde und Dienstvor-
gesetzter der Mitglieder des Vorstandes. Das Nähere regelt die
Satzung.

§ 7
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern. Die Vor-
standsmitglieder werden für die Dauer von fünf Jahren zu
Beamtinnen oder Beamten auf Zeit ernannt oder in einem
befristeten Angestelltenverhältnis für die Dauer von fünf
Jahren eingestellt.

(2) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und außer-
gerichtlich. 

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt im Rahmen
der gesetzlichen Bestimmungen und der Beschlüsse des Ver-
waltungsrats eigenverantwortlich. Erklärungen, durch die die
Anstalt privat-rechtlich verpflichtet werden soll, bedürfen der
Schriftform und sind nur wirksam, wenn sie unter Beachtung
der Vertretungsregelung nach Absatz 2 und den dazu erlasse-
nen Satzungsbestimmungen erfolgen.
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(4) Der Vorstand ist oberste Dienstbehörde, er ernennt und
entlässt die Beamtinnen und Beamten und ist deren Dienst-
vorgesetzter. Im Rahmen des Wirtschaftsplans und der vom
Verwaltungsrat festgelegten Grundsätze entscheidet der Vor-
stand über die Einstellung und Kündigung von Angestellten
sowie Arbeiterinnen und Arbeitern und trifft alle sonstigen
beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidungen für die
Beamtinnen und Beamten, Angestellten sowie Arbeiterinnen
und Arbeiter der Anstalt. Er kann die ihm zustehenden Befug-
nisse auf Bedienstete der Anstalt übertragen. Das Nähere regelt
die Satzung.

§ 8

Satzung

Die Anstalt gibt sich eine Satzung. In ihr werden neben
allen Regelungen, die nach diesem Staatsvertrag der Satzung
vorbehalten sind, nähere Vorschriften über die innere Verfas-
sung der Anstalt, über Befugnisse und Pflichten ihrer Organe
und die Anforderungen an die Wirtschafts- und Finanzpla-
nung getroffen. Die Satzung enthält Regelungen über Zusam-
mensetzung, Organisation, Geschäftsverteilung, Vertretungs-
befugnis, Befugnisse und Pflichten der Geschäftsführung sowie
über Einberufung und Beschlussfassung des Verwaltungsrates. 

§ 9

Veröffentlichungen

Die Satzung und ihre Änderungen sowie der Jahres-
abschluss nach § 11 werden im Amtlichen Anzeiger (Teil II des
Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatts) und dem
Amtsblatt für Schleswig-Holstein veröffentlicht.

II. Abschnitt

Finanzausstattung und Rechnungswesen, Datenschutz

§ 10

Finanzausstattung

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 3 Absätze 1
und 2 weist Hamburg der Anstalt jährlich einen jeweils im Ein-
vernehmen mit Schleswig-Holstein festzulegenden Betrag zu.
Schleswig-Holstein erstattet Hamburg die Kosten anteilig. Die
Aufteilung der Kosten zwischen den Trägern erfolgt mit Hilfe
einer Kosten- und Leistungsrechnung nach dem Grundsatz der
verursachungsgerechten Zuordnung von Erträgen und Kosten. 

(2) Die Kosten für die Wahrnehmung von Aufgaben nach
§ 3 Absatz 3 deckt die Anstalt selbst über die Erhebung von
Leistungsentgelten.

§ 11

Wirtschaftsführung, Rechnungswesen

(1) Die Anstalt wird nach kaufmännischen Grundsätzen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt. Die Erzielung
von Gewinn ist nicht Zweck der Anstalt.

(2) Die Anstalt bucht nach den Regeln der kaufmännischen
doppelten Buchführung. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
Der Vorstand erstellt in den ersten drei Monaten des Geschäfts-
jahres für das vergangene Geschäftsjahr einen Jahresabschluss
sowie einen Lagebericht in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für
große Kapitalgesellschaften und legt sie zur Abschlussprüfung
vor.

(3) Auf die Jahresabschlussprüfung findet § 53 Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) entsprechende Anwendung. Die
Aufsichtsbehörde nach § 16 Absatz 3 übt die Rechte nach § 68

der Landeshaushaltsordnung (LHO) der Freien und Hanse-
stadt Hamburg aus. 

(4) Der Jahresabschluss ist nach § 9 bekannt zu machen.

§ 12

Anwendung der Landeshaushaltsordnung der Freien und
Hansestadt Hamburg 

Die §§ 1 bis 87 und §§ 106 bis 109 LHO finden mit Aus-
nahme des § 65, des § 68 Absatz 1 und des § 69 keine Anwen-
dung. Auf privatrechtliche Beteiligungen finden die §§ 65 bis
69 entsprechende Anwendung.

§ 13

Finanzkontrolle

Die Rechnungshöfe der Länder überwachen die Wirt-
schaftsführung der Anstalt gemäß § 111 der für sie jeweils
geltenden Landeshaushaltsordnung. 

§ 14

Datenschutz

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die Anstalt gelten die Vorschriften des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes (HmbDSG) mit Ausnahme des § 2 Absatz 2. Die
Anstalt bestellt eine behördliche Datenschutzbeauftragte oder
einen behördlichen Datenschutzbeauftragten nach § 10 a
HmbDSG.

(2) Die oder der Hamburgische Datenschutzbeauftragte
und das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schles-
wig-Holstein können sich einvernehmlich gegenseitig mit der
Durchführung der Überwachung beauftragen.

§ 15

Freiheit von Abgaben, Gebühren und Steuern

Rechtshandlungen, die wegen der Rechtsnachfolge nach § 2
Absatz 2 erforderlich werden, sind frei von Abgaben, Gebühren
und Steuern, soweit eine Befreiung durch hamburgisches und
schleswig-holsteinisches Landesrecht angeordnet werden
kann.

III. Abschnitt

Rechtsverhältnis zwischen der Anstalt und ihren Trägern

§ 16

Aufsicht

(1) Die Anstalt untersteht der Rechtsaufsicht Hamburgs
und Schleswig-Holsteins. Soweit die Anstalt Aufgaben nach § 3
Absätze 1 und 2 wahrnimmt, untersteht sie der Fachaufsicht
Hamburgs und Schleswig-Holsteins. 

(2) Soweit die Anstalt Aufgaben nach § 3 für Hamburg oder
bezogen auf Hamburg wahrnimmt, untersteht sie der Aufsicht
Hamburgs. Soweit sie Aufgaben nach § 3 für Schleswig-
Holstein oder bezogen auf Schleswig-Holstein wahrnimmt,
untersteht sie der Aufsicht Schleswig-Holsteins.

(3) Die Aufsicht wird für beide Träger durch das für
Statistik zuständige Ressort Hamburgs (zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens des Staatsvertrages ist dies die Hamburger
Behörde für Inneres) nach hamburgischem Recht wahrgenom-
men. Hamburg leitet aufsichtliche Maßnahmen in ausschließ-
lich eigenen Angelegenheiten im Benehmen mit dem für
Statistik zuständigen Ministerium in Schleswig-Holstein ein.
Alle anderen aufsichtlichen Maßnahmen leitet Hamburg im
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Einvernehmen mit Schleswig-Holstein ein; dies gilt auch für
die Ausübung der Rechte nach § 11 Absatz 3 Satz 2.

(4) Die Aufsichtsbehörde des aufsichtsführenden Trägers ist
berechtigt, den Verwaltungsrat der Anstalt durch schriftliche
Mitteilung auf Rechtsverletzungen oder die Missachtung von
Weisungen in der Anstalt hinzuweisen und den Verwaltungsrat
aufzufordern, die Rechtsverletzung zu beseitigen oder einen
weisungsgemäßen Zustand herbeizuführen.

IV. Abschnitt

Personal

§ 17

Überleitung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

(1) Mit In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages gehen die
Arbeitsverhältnisse der bei In-Kraft-Treten beim Statistischen
Landesamt Hamburg und beim Statistischen Landesamt
Schleswig-Holstein beschäftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer mit allen Rechten und Pflichten auf die Anstalt
über. 

(2) Betriebsbedingte Kündigungen durch die Anstalt im
Zusammenhang mit der Überleitung der Arbeitsverhältnisse
sind unzulässig. Die Anstalt stellt sicher, dass die erworbenen
Rechte der übergeleiteten Beschäftigten nach Absatz 1 in
rechtlicher, wirtschaftlicher und sozialer Natur in Folge der
Übernahme bis zum In-Kraft-Treten neuer Regelungen nicht
eingeschränkt werden (Ausschluss von Schlechterstellung).

(3) Ein Widerspruchsrecht der von Absatz 1 erfassten
Beschäftigten gegen den Übergang der Arbeitsverhältnisse ist
ausgeschlossen.

(4) Für die von Absatz 1 erfassten Beschäftigten werden die
Zeiten einer Beschäftigung bei der Freien und Hansestadt
Hamburg und beim Land Schleswig-Holstein so angerechnet,
als wenn sie bei der Anstalt geleistet worden wären.

(5) Der Übergang der Arbeitsverhältnisse nach Absatz 1 ist
den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
unverzüglich nach In-Kraft-Treten des Staatsvertrages in
schriftlicher Form mitzuteilen. In die Mitteilungen ist ein
Hinweis auf die Absätze 2 und 4 aufzunehmen.

§ 18

Zusatzversorgung der übergeleiteten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer

(1) Die Anstalt sagt den vom Übergang der Beschäftigungs-
verhältnisse erfassten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
des Landes Schleswig-Holstein eine betriebliche Altersversor-
gung in entsprechender Anwendung des Tarifvertrages über
die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) und der
Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
(VBLS) in der jeweils geltenden Fassung zu. Die Anstalt stellt
sicher, dass die übergeleiteten Beschäftigten durch die Abmel-
dung aus der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
keine Verschlechterung in ihren Altersbezügen erfahren (Aus-
schluss von Schlechterstellungen).

(2) Soweit der Anstalt aufgrund der Zusage nach Absatz 1
Mehraufwendungen aus der Anrechnung von Beschäftigungs-
zeiten beim Land Schleswig-Holstein entstehen, werden diese
der Anstalt von Schleswig-Holstein durch Einzelabrechnung
erstattet.

(3) Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren
Arbeitsverhältnis nach § 17 Absatz 1 von der Freien und Han-

sestadt Hamburg auf die Anstalt übergegangen ist, wird von der
Anstalt eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung unter entsprechender Anwendung der für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer der Freien und Hansestadt Ham-
burg und deren Hinterbliebenen jeweils geltenden Vorschrif-
ten gewährt. Dabei zählt die Beschäftigungszeit bei der Freien
und Hansestadt Hamburg als Beschäftigungszeit in der
Anstalt. 

(4) Zusatzversorgungsbezüge, die von Hamburg oder von
der Anstalt an nach § 17 Absatz 1 übergeleitete Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer der Freien und Hansestadt Ham-
burg oder ihre Hinterbliebenen gezahlt werden, werden zwi-
schen Hamburg und der Anstalt in dem Verhältnis aufgeteilt,
in dem sie auf einer Tätigkeit bei der Freien und Hansestadt
Hamburg einerseits und in der Anstalt andererseits beruhen.

(5) Zusatzversorgungsansprüche aus Arbeitsverhältnissen
zur Freien und Hansestadt Hamburg, die bereits vor der
Errichtung der Anstalt endeten, gehen nicht auf die neue
Anstalt über, sondern verbleiben bei der Freien und Hansestadt
Hamburg.

§ 19

Überleitung der Beamtinnen und Beamten

(1) Die bei In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages beim
Statistischen Landesamt Hamburg und beim Statistischen
Landesamt Schleswig-Holstein beschäftigten Beamtinnen und
Beamten werden gemäß Kapitel II Abschnitt III des Beamten-
rechtsrahmengesetzes in den Dienst der Anstalt übernommen.
Von den Vorschriften der §§ 23 Absatz 3 Nummer 3, Absatz 4
und 130 Beamtenrechtsrahmengesetz wird aus Anlass der
Fusion kein Gebrauch gemacht. 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Beamtinnen und Beamten
hat die Anstalt unverzüglich nach In-Kraft-Treten des Staats-
vertrags ihre Übernahme in den Dienst der Anstalt zu verfü-
gen.

(3) Die Aufteilung der Versorgungslasten zwischen den
Ländern und der Anstalt für die Beamtinnen und Beamten, die
nach Absatz 1 in den Dienst der Anstalt übernommen werden,
richtet sich nach § 107 b Beamtenversorgungsgesetz. 

§ 20

Schwerbehindertenvertretung, Frauenbeauftragte

(1) Für die zu wählende Schwerbehindertenvertretung ist
das Verfahren nach dem Neunten Band des Sozialgesetzbuches
anzuwenden.

(2) Es ist eine Frauenbeauftragte und eine Stellvertreterin
zu bestellen. Diese sollen nicht am gleichen Standort der
Anstalt beschäftigt sein. Näheres, insbesondere die Rechte und
Pflichten der Frauenbeauftragten, regelt die Satzung.

V. Abschnitt

In-Kraft-Treten, Laufzeit

§ 21

In-Kraft-Treten

(1) Der Staatsvertrag tritt mit Hinterlegung der letzten
Ratifikationsurkunde, frühestens am 1. Januar 2004, in Kraft.
Die Ratifikationsurkunden sind in der Senatskanzlei der
Freien und Hansestadt Hamburg zu hinterlegen.

(2) Gleichzeitig tritt der Staatsvertrag zwischen Hamburg
und Schleswig-Holstein über die Zusammenarbeit auf dem
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Gebiet der amtlichen Statistik vom 20. Dezember 2000/
18. Januar 2001 außer Kraft.

§ 22

Laufzeit, Kündigung

Der Staatsvertrag wird auf unbefristete Zeit geschlossen. Er
kann von beiden Vertragsparteien schriftlich mit einer
zweijährigen Frist zum 31. Dezember eines Jahres, frühestens
zum 31. Dezember 2013, gekündigt werden. 

VI. Abschnitt

Übergangsregelungen

§ 23

Erster Vorstand

Mitglieder des ersten Vorstands der Anstalt sind die Leiter
der Statistischen Landesämter Hamburg und Schleswig-
Holstein. Sie werden bis zum Eintritt in den Ruhestand zu
Vorstandsmitgliedern bestellt.

§ 24

Satzung, Aufgaben- und Personalzuordnung
zu den Dienstorten, Dienstvereinbarungen, Leistungsentgelte

(1) Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlässt
die erste Satzung der Anstalt. Sie ist im Amtlichen Anzeiger
(Teil II des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatts)
und im Amtsblatt für Schleswig-Holstein zu veröffentlichen
und gilt bis zur Verabschiedung einer Satzung durch den
Verwaltungsrat.

(2) Die bei In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages bestehen-
den Dienstvereinbarungen und sonstigen Vereinbarungen
nach den Personalvertretungsgesetzen Hamburgs oder Schles-
wig-Holsteins des Statistischen Landesamtes Hamburg und
des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein gelten für
den jeweiligen Standort der Anstalt bis zum In-Kraft-Treten
der sie ersetzenden Dienstvereinbarungen oder sonstigen
Vereinbarungen durch die Anstalt fort, wenn sie nicht durch
Zeitablauf, Kündigung oder Aufhebungsvereinbarung außer
Kraft treten, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2005.
Nach diesem Termin gelten ausschließlich die Dienstverein-
barungen und sonstigen Vereinbarungen des Statistischen
Landesamts Hamburg fort. 

(3) Die bei In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages gültigen
Leistungsentgelte des Statistischen Landesamtes Hamburg
und des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein gelten
für den jeweiligen Standort bis zur Verabschiedung der sie
ersetzenden Leistungsentgelte durch die neue Anstalt fort,
längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004.

§ 25

Übergangsweise Kostenerstattung zwischen den Trägern

Bis zur Einführung einer ausreichend aussagekräftigen
Kosten- und Leistungsrechnung, längstens für einen Zeitraum
von vier Jahren, erstattet Schleswig-Holstein Hamburg die
Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 3 Absätze 1
und 2 in Höhe von 55 %.

§ 26

Personalvertretungen, Schwerbehindertenvertretungen,
Gleichstellungs-, Frauenbeauftragte

(1) Bis zur konstituierenden Sitzung des in der Anstalt neu
zu wählenden Personalrates, maximal für zwölf Monate nach
In-Kraft-Treten des Staatsvertrages, bilden die im Statistischen
Landesamt Hamburg und im Statistischen Landesamt Schles-
wig-Holstein gebildeten Personalräte gemeinsam den Über-
gangspersonalrat der Anstalt. Für diesen Zeitraum wird jeweils
eine Vertreterin oder ein Vertreter der in den Statistischen
Landesämtern Hamburg und Schleswig-Holstein gebildeten
Personalräte freigestellt. 

(2) Für die Zeit bis zur Durchführung der Wahl nach § 5
Absatz 2 entsendet der Übergangspersonalrat durch Beschluss
die Vertreterin oder den Vertreter der Beschäftigten in den Ver-
waltungsrat. Bis zu diesem Zeitpunkt werden die Beschäftigten
im Verwaltungsrat durch die Vorsitzenden des Übergangs-
personalrats mit einer Stimme vertreten. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Schwerbehindertenvertretun-
gen des Statistischen Landesamtes Hamburg und des Statisti-
schen Landesamtes Schleswig-Holstein entsprechend.

(4) Die Frauenbeauftragte des Statistischen Landesamtes
Hamburg und die Gleichstellungsbeauftragte des Statistischen
Landesamtes Schleswig-Holstein behalten ihre Zuständigkeit
bis zur Bestellung der Frauenbeauftragten der Anstalt.

Kiel, den 27. August 2003
Für den Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

gez. Ole von Beust
Erster Bürgermeister

Kiel, den 27. August 2003
Für das Land
Schleswig-Holstein

gez. Heide Simonis
Ministerpräsidentin
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A r t i k e l  1
Gesetz zur Änderung des Hamburgischen Gesetzes

über Schulen in freier Trägerschaft

Das Hamburgische Gesetz über Schulen in freier Träger-
schaft (HmbSfTG) vom 12. September 2001 (HmbGVBl.
S. 386) wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht werden hinter den die §§ 15 und 21

betreffenden Einträgen die Einträge 
„§ 15 a Höhe der Schülerkostensätze
§ 15 b Bildung der Schülerkostensätze in besonde-

ren Fällen
§ 15 c Gewährung von Finanzhilfe für private Vor-

schulklassen
§ 15 d Berücksichtigungsfähige Schülerzahlen
§ 15 e Minderung der Finanzhilfe“

und
„§ 21 a Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverord-

nungen“
eingefügt.

2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „(Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 97)“ durch die Text-
stelle „(HmbGVBl. S. 97), geändert am 27. Juni 2003
(HmbGVBl. S. 177, 228),“ ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:
3.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Träger einer Ersatzschule, der wirtschaftlich
bedürftig ist und die Schule seit der Erteilung der Geneh-
migung drei Jahre unbeanstandet betrieben hat (Warte-
frist), erhält auf Antrag Finanzhilfe als Zuschuss zu den
Ausgaben des Schulbetriebs. § 15 c bleibt unberührt.“

3.2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
3.2.1 In Satz 1 werden die Wörter „eine Ersatzschule“

ersetzt durch die Wörter „der Schulträger“.
3.2.2 Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

3.3 In Absatz 4 wird die Textstelle „und 16“ durch die Text-
stelle „bis 15 e und 18“ ersetzt.

4. § 15 erhält folgende Fassung:
„§ 15

Berechnung der Finanzhilfe,
Bildung der Schülerkostensätze

(1) Die Höhe der Finanzhilfe berechnet sich nach den
Schülerkostensätzen nach Absatz 2 und §§ 15 a und 15 b,
vervielfacht mit der nach § 15 d zu berücksichtigenden
Zahl der Schülerinnen und Schüler der Ersatzschule und
gegebenenfalls gemindert nach § 15 e.
(2) Die Schülerkostensätze belaufen sich auf einen Vom-
Hundert-Anteil der Schülerjahreskosten. Schülerjahres-
kosten sind die Kosten für eine Schülerin oder einen
Schüler einer staatlichen Schule, bezogen auf die jeweilige

Schulform, Schulstufe und Organisationsform und bei
Sonderschulen auf den jeweiligen Förderschwerpunkt
oder die jeweiligen Förderschwerpunkte. Bei der Bildung
der Schülerkostensätze sind die Schülerjahreskosten der-
jenigen staatlichen Schulform, Schulstufe, Organisations-
form und bei Sonderschulen des entsprechenden Förder-
schwerpunktes oder der entsprechenden Förderschwer-
punkte einschließlich der Kosten für die Schulgebäude
zugrunde zu legen, die der Schulform, Schulstufe, Orga-
nisationsform und bei Sonderschulen dem Förderschwer-
punkt oder den Förderschwerpunkten der Ersatzschule
entsprechen. Maßgebend sind die Haushaltskennzahlen
für das Vorjahr des Bewilligungsjahres, wie sie im Haus-
haltsplan für das Bewilligungsjahr ausgewiesen sind.

(3) Weist der Haushaltsplan des Bewilligungsjahres für das
Vorjahr des Bewilligungsjahres keine Haushaltskennzah-
len für ein dem Angebot der Ersatzschule entsprechendes
staatliches Angebot aus, legt die zuständige Behörde den
Schülerkostensatz nach den Umständen des Einzelfalles
fest. § 15 b bleibt unberührt.“

5. Hinter § 15 werden folgende §§ 15 a bis 15 e eingefügt:

„§ 15 a

Höhe der Schülerkostensätze

(1) Die Schülerkostensätze für Ersatzschulen, die einer der
Schulformen und Bildungsgänge nach den §§ 14 bis 18 und
§§ 20 bis 27 HmbSG entsprechen (allgemeine Ersatz-
schulen), betragen im Bewilligungsjahr 2004 65 v. H. der
Schülerjahreskosten nach § 15 Absätze 2 und 3. Vom
Bewilligungsjahr 2005 an steigen die Schülerkostensätze
für die allgemeinen Ersatzschulen von 70 v. H. in jährlich
gleichen Schritten auf 85 v. H. der Schülerjahreskosten
nach § 15 Absätze 2 und 3 im Bewilligungsjahr 2011. Die
Schülerkostensätze für Ersatzschulen, die einer Sonder-
schule nach § 19 HmbSG entsprechen (private Sonder-
schulen), betragen 100 v. H. der Schülerjahreskosten nach
§ 15 Absätze 2 und 3.

(2) Sind die für staatliche Schulen zur Verfügung stehen-
den öffentlichen Mittel im Vorjahr des Bewilligungsjahres
durch Konsolidierungsmaßnahmen pauschal reduziert
worden, so werden die Schülerkostensätze für die betroffe-
nen Schulformen, Schulstufen, Organisationsformen und
Förderschwerpunkte um den entsprechenden Vom-Hun-
dert-Anteil gemindert, soweit die Haushaltskennzahlen
nach § 15 Absatz 2 Satz 4 die Konsolidierungsmaßnahmen
nicht berücksichtigen. Satz 1 gilt sinngemäß für den Fall
pauschaler Erhöhungen der öffentlichen Mittel im Vorjahr
des Bewilligungsjahres.

§ 15 b

Bildung der Schülerkostensätze in besonderen Fällen

(1) Die Schülerkostensätze für die allgemeinen Ersatz-
schulen, die nach der Pädagogik Rudolf Steiners arbeiten,
bemessen sich nach den Schülerjahreskosten für die inte-
grierte Gesamtschule. Dabei werden für die Primarstufe
die Schülerjahreskosten für Grundschulklassen an inte-

Gesetz

zur Änderung des Hamburgischen Gesetzes

über Schulen in freier Trägerschaft

Vom 2. Dezember 2003

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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grierten Gesamtschulen, ab der Jahrgangsstufe 5 bis zum
Ende derjenigen Jahrgangsstufe, in der spätestens der
Realschulabschluss erlangt werden kann, mindestens
jedoch bis zum Ende der Jahrgangsstufe 10, die Schüler-
jahreskosten für die Sekundarstufe I und für die folgenden
Jahrgangsstufen bis zur Jahrgangsstufe 13 die Schüler-
jahreskosten für die Sekundarstufe II an integrierten
Gesamtschulen zugrunde gelegt.

(2) Umfasst das Angebot einer privaten Sonderschule meh-
rere Förderschwerpunkte im Sinne des § 19 HmbSG und
weist der Haushaltsplan des Bewilligungsjahres für das
Vorjahr des Bewilligungsjahres keine entsprechende Haus-
haltskennzahl aus, so wird der Schülerkostensatz gebildet,
indem je Förderschwerpunkt der Anteil der förderungs-
bedürftigen Schülerinnen und Schüler an der Gesamt-
schülerschaft der geförderten Schule ermittelt wird und
die Schülerjahreskosten für eine staatliche Sonderschule
mit mehreren Förderschwerpunkten entsprechend den
ermittelten Anteilen zugrunde gelegt werden.

(3) Bei der Förderung privater Grundschulen oder der
Sekundarstufe I von Ersatzschulen, die nach dem 31. De-
zember 2003 den Ganztagsbetrieb aufgenommen haben,
wird der Schülerkostensatz für die entsprechende Schul-
form und Schulstufe im Ganztagsbetrieb zugrunde gelegt,
wenn der voraussichtliche Vom-Hundert-Anteil der Ganz-
tagsschulen in der entsprechenden Schulform, Schulstufe
und Ganztagsform im privaten Schulwesen am Ende des
Bewilligungsjahres den Vom-Hundert-Anteil der Ganz-
tagsschulen in der entsprechenden Schulform, Schulstufe
und Ganztagsform im staatlichen Schulwesen am Ende des
Vorjahres des Bewilligungsjahres nicht übersteigt. Finanz-
hilfe nach Satz 1 wird auch dann gewährt, wenn das Aus-
maß, in dem das private Ganztagsschulangebot in der ent-
sprechenden Schulform, Schulstufe und Ganztagsform im
Bewilligungsjahr voraussichtlich erweitert werden wird,
das Ausmaß der Erweiterung des staatlichen Ganztags-
schulangebots in der entsprechenden Schulform, Schul-
stufe und Ganztagsform im Vorjahr des Bewilligungsjahres
nicht übersteigt. Haben nach dem 31. Dezember 2003
mehr private Grundschulen oder mehr Sekundarstufen I
von Ersatzschulen den Ganztagsbetrieb aufgenommen, als
nach den Sätzen 1 und 2 förderungsfähig sind, so wählt die
zuständige Behörde das nach diesen Sätzen zu fördernde
Angebot oder die nach diesen Sätzen zu fördernden Ange-
bote nach dem Ausmaß der Überschreitung der Förde-
rungsgrenzen sowie danach aus, inwieweit die Förderung
eine Stärkung der Angebotsvielfalt im hamburgischen
Schulwesen erwarten lässt. Entsteht in einer Schulform,
Schulstufe oder Ganztagsform erstmals nach dem
31. Dezember 2004 ein Förderungsspielraum nach den
Sätzen 1 oder 2, so erhalten innerhalb dieser Schulform,
Schulstufe oder Ganztagsform vorrangig die seit dem
31. Dezember 2003 am längsten bestehenden privaten
Ganztagsschulen Finanzhilfe nach den Sätzen 1 oder 2,
wenn nicht die Stärkung der Angebotsvielfalt im hambur-
gischen Schulwesen die Förderung einer anderen Ganz-
tagsschule geboten erscheinen lässt. Wird dem Träger einer
Ganztagsgrundschule oder einer Sekundarstufe I im Ganz-
tagsbetrieb Förderung nach den Sätzen 1 bis 4 nicht
gewährt, so erhält er Finanzhilfe auf der Grundlage des
Schülerkostensatzes für die entsprechende Schulform und
Schulstufe im Halbtagsbetrieb.

(4) Für die Bemessung der Finanzhilfe für eine Ersatz-
schule, die nach dem 31. Dezember 2003 Integrations-
klassen eingerichtet hat, gilt Absatz 3 Sätze 1 bis 4 entspre-
chend mit der Maßgabe, dass bei dem Vergleich der Ver-

hältnisse im staatlichen und im privaten Schulwesen der
Vom-Hundert-Anteil der Integrationsklassen an allen
Klassen in der entsprechenden Schulform und Schulstufe
und das Ausmaß der Erweiterung des Angebots an Inte-
grationsklassen in der entsprechenden Schulform und
Schulstufe zugrunde zu legen ist. Wird dem Träger einer
Ersatzschule mit Integrationsklassen Förderung nach
Satz 1 nicht gewährt, so erhält er für die Integrations-
klassen Finanzhilfe auf der Grundlage des Schülerkosten-
satzes für die entsprechende Regelklasse.

§ 15 c

Gewährung von Finanzhilfe für private Vorschulklassen

Für die Gewährung von Finanzhilfe für private Vorschul-
klassen, die nach dem 31. Dezember 2003 eingerichtet wor-
den sind, gilt § 15 b Absatz 3 Sätze 1 bis 4 entsprechend mit
der Maßgabe, dass bei dem Vergleich der Verhältnisse im
staatlichen und im privaten Schulwesen der Vom-Hun-
dert-Anteil der Vorschulklassen an allen Vorschul- und
Grundschulklassen und das Ausmaß der Erweiterung des
Vorschulklassenangebots zugrunde zu legen ist.

§ 15 d

Berücksichtigungsfähige Schülerzahlen

Finanzhilfe wird für die Zahl von Schülerinnen und
Schülern der Ersatzschule geleistet, die im Durchschnitt
des Bewilligungsjahres die Ersatzschule besuchen und die
ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwoh-
nung, in der Freien und Hansestadt Hamburg haben.
Dabei wird in der Regel die Zahl der Schülerinnen und
Schüler am Stichtag der Herbsterhebung des Bewil-
ligungsjahres zu fünf Zwölfteln und die Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler am Stichtag der Herbsterhebung des
Vorjahres zu sieben Zwölfteln angesetzt. Finanzhilfe wird
auch für Schülerinnen und Schüler geleistet, die ihre Woh-
nung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, in
einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland
haben, wenn das Land auf Grund eines Abkommens Zah-
lungen an die Freie und Hansestadt Hamburg zum Aus-
gleich der von der Freien und Hansestadt Hamburg
gewährten Finanzhilfe für diese Schülerinnen und Schüler
leistet. Bleiben die Zahlungen dieses Landes hinter der
von der Freien und Hansestadt Hamburg für Schülerinnen
und Schüler dieses Landes aufzuwendenden Finanzhilfe
erheblich zurück, so ist der auf die einzelne Schülerin und
den einzelnen Schüler der Ersatzschule aus diesem Land
entfallende Kostensatz um den Vom-Hundert-Satz zu
kürzen, um den die von diesem Land geleisteten Aus-
gleichszahlungen hinter dem Gesamtbetrag der für Schü-
lerinnen und Schüler dieses Landes aufzuwendenden
Finanzhilfe zurückbleiben.

§ 15 e

Minderung der Finanzhilfe

Die Dienstbezüge nach § 10 Satz 1 beurlaubter Lehrkräfte
werden in Höhe der Bruttobezüge zuzüglich eines Betrages
in Höhe des Zuschlagswertes für Altersversorgung und
Beihilfeleistungen der im Bewilligungsjahr gültigen Per-
sonalkostentabelle für den öffentlichen Dienst auf die
Finanzhilfe angerechnet. Satz 1 gilt entsprechend für die
Anwärterbezüge von Lehramtsanwärterinnen und Lehr-
amtsanwärtern im Vorbereitungsdienst, die nach § 10
Satz 2 einer Ersatzschule zur Ausbildung zugewiesen sind,
soweit sie selbständigen Unterricht leisten.“

6. §§ 16 und 17 werden aufgehoben.

7. § 19 Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
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„(1) Die Finanzhilfe wird für ein Haushaltsjahr bewilligt
(Bewilligungsjahr) und vorab in monatlichen Teilbeträgen
ausgezahlt. Die Finanzhilfe wird durch den Grundlagen-
bescheid und den Festsetzungsbescheid festgelegt. Der
Grundlagenbescheid setzt die Schülerkostensätze nach
§ 15 Absätze 2 und 3 sowie § 15 a und § 15 b fest und enthält
einen Hinweis auf die voraussichtliche Höhe der Finanz-
hilfe für das Bewilligungsjahr. Der Festsetzungsbescheid
setzt die Zahl der Schülerinnen und Schüler fest, für die im
Bewilligungsjahr nach § 15 d Finanzhilfe geleistet wird,
sowie die Höhe der Finanzhilfe nach § 15 Absatz 1 für das
Bewilligungsjahr. Ist dem Schulträger für das Bewil-
ligungsjahr ein Betrag ausgezahlt worden, der die im Fest-
setzungsbescheid festgesetzte Finanzhilfe übersteigt, ist er
insoweit zur Erstattung verpflichtet. Die Erstattung soll
durch Aufrechnung gegen Finanzhilfeansprüche des
Schulträgers in den folgenden Bewilligungsjahren er-
folgen.

(2) Der Antrag auf Finanzhilfe muss bis zum 30. Septem-
ber des Vorjahres des Bewilligungsjahres gestellt werden.
Er kann frühestens für das auf den Ablauf der Wartefrist
folgende Haushaltsjahr gestellt werden.“

8. Hinter § 21 wird folgender § 21 a eingefügt:

„§ 21 a

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
wirtschaftliche Bedürftigkeit, den Umfang der bei spar-
samer und ordnungsgemäßer Wirtschaftsführung anzu-
erkennenden Ausgaben und Kosten des Schulbetriebs und
der bei sparsamer und ordnungsgemäßer Wirtschafts-
führung erzielbaren Einnahmen sowie das Verwaltungs-
verfahren zu regeln. Dabei ist vorzusehen, dass die Perso-
nalausgaben und die Sachausgaben der Ersatzschule auch
dann sparsamer und ordnungsgemäßer Wirtschafts-
führung entsprechen, wenn der auf eine Schülerin oder
einen Schüler entfallende Anteil die in den Schülerjah-
reskosten nach § 15 Absätze 2 und 3 enthaltenen Personal-
ausgaben und Sachausgaben in begrenztem Umfang über-
schreiten. Für allgemeine Ersatzschulen ist je Ausgabenart
ein Überschreitensspielraum von bis zu 5 vom Hundert
(v. H.), für private Sonderschulen ein Überschreitensspiel-
raum von bis zu 20 v. H. der in den Schülerjahreskosten
enthaltenen Personal- und Sachausgaben vorzusehen.“

A r t i k e l  2

Schlussbestimmungen

§ 1

In-Kraft-Treten

Artikel 1 Nummern 1 und 3 bis 7 tritt am 1. Januar 2004 in
Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

§ 2

Übergangsvorschriften

(1) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bestehenden all-
gemeinen Ersatzschulen erhalten Finanzhilfe auf der Grund-
lage derjenigen Schülerkostensätze einschließlich aller
Zuschläge, die der für das Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Tre-
ten dieses Gesetzes gewährten Finanzhilfe zugrunde gelegt
worden sind, wenn diese Schülerkostensätze einschließlich der
Zuschläge die sich nach diesem Gesetz errechnenden Schüler-
kostensätze übersteigen. Maßgebend sind die Schüler-
kostensätze einschließlich der Zuschläge, wie sie in den
Grundlagenbescheiden nach § 19 Absatz 1 Sätze 2 und 3
HmbSfTG in der bis zum 31. Dezember 2003 geltenden
Fassung für das Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Treten des
Gesetzes festgelegt worden sind. Übersteigen diese einen
Anteil von 85 v. H. der Schülerjahreskosten nach § 15 Ab-
sätze 2 und 3, wird bei der Bemessung der Finanzhilfe nur der
dem Anteil von 85 v. H. entsprechende Betrag zugrunde gelegt.

(2) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bestehenden
privaten Sonderschulen erhalten für einen Übergangszeitraum
Finanzhilfe in der im Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes gewährten Höhe, wenn dieser Betrag die nach
diesem Gesetz zu gewährende Finanzhilfe überschreitet.
Beträgt die Überschreitung bis zu 10 v. H., so beläuft sich der
Übergangszeitraum auf ein Jahr; beträgt sie mehr als 10 v. H.,
beläuft sich der Übergangszeitraum auf zwei Jahre nach
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes. Maßgebend ist die Höhe der
Finanzhilfe, wie sie im Festsetzungsbescheid nach § 19 Absatz
1 Sätze 2 und 4 HmbSfTG in der bis zum 31. Dezember 2003
geltenden Fassung für das Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Tre-
ten des Gesetzes festgelegt worden ist. Unterschreitet die Zahl
der nach § 15d berücksichtigungsfähigen Schülerinnen und
Schüler die Zahl der im Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes berücksichtigungsfähigen Schülerinnen und
Schüler, verringert sich die Finanzhilfe nach Satz 1 entspre-
chend. Überschreitet die Zahl der nach § 15d berücksich-
tigungsfähigen Schülerinnen und Schüler, die Zahl der im
Bewilligungsjahr vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes berück-
sichtigungsfähigen Schülerinnen und Schüler, erhöht sich die
Finanzhilfe nach Satz 1 für diese zusätzlichen Schülerinnen
und Schüler nach Maßgabe des § 15 Absatz 1. Die Vorschriften
des § 19 Absatz 1 Sätze 5 und 6 bleiben unberührt.

(3) Die Vorschriften der §§ 18 und 21 bleiben unberührt.

§ 3

Ermächtigung zur Neubekanntmachung des Hamburgischen
Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft

Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Hambur-
gischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft in der
nunmehr geltenden Fassung mit neuem Datum und neuer
Paragraphenfolge bekannt zu machen und dabei etwaige
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen sowie Über-
gangs- und Schlussbestimmungen wegzulassen oder als
Schlussbestimmung mit einer gesonderten Regelung hinzu-
zusetzen.

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Dezember 2003.

Der Senat
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§ 1

Das Fraktionsgesetz vom 20. Juni 1996 (HmbGVBl. S. 134),
zuletzt geändert am 6. Juni 2001 (HmbGVBl. S. 127), wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 3 werden die Beträge „35 988 Euro“, „1 109
Euro“ und „367 Euro“ durch die Beträge „36 478 Euro“,
„1 125 Euro“ und „372 Euro“ ersetzt.

2. In § 2 Absatz 3 werden die Beträge „36 478 Euro“, „1 125
Euro“ und „372 Euro“ durch die Beträge „36 734 Euro“,
„1 133 Euro“ und „375 Euro“ ersetzt.

3. In § 2 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Rücklagen sollen zwei Drittel des Gesamtbetrages der jähr-
lichen Geldleistung nach Absatz 3 an die jeweilige Fraktion
nicht überschreiten.“

4. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Anpassung der Geldleistungen

(1) Die Geldleistungen nach § 2 Absatz 3 sind – aufgerundet
auf volle Eurobeträge – durch die Bürgerschaft jeweils mit

Wirkung vom Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens linearer
Erhöhungen der Vergütungen für Angestellte der Ver-
gütungsgruppe II a des Bundes-Angestelltentarifvertrages
anzupassen.

(2) Bemessungsgrundlagen für die Erhöhung sind zu einem
Anteil von 75 vom Hundert die lineare Erhöhung der Ver-
gütung einer bzw. eines Angestellten der Vergütungsgruppe
II a des Bundes-Angestelltentarifvertrages und zu einem
weiteren Anteil von 25 vom Hundert der Verbraucher-
preisindex für Deutschland.

(3) Maßgeblich ist hinsichtlich des Preisindexes die
Erhöhung im Vergleich zum Zeitpunkt der letzten Anpas-
sung der Geldleistungen nach § 2 Absatz 3.“

§ 2

§ 1 Nummern 1 und 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003
in Kraft. § 1 Nummer 2 tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. § 1
Nummer 4 tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Fünftes Gesetz

zur Änderung des Fraktionsgesetzes

Vom 2. Dezember 2003

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Dezember 2003.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Verordnung zur Änderung der Gaststättenverordnung

Auf Grund von § 4 Absatz 3 und § 21 Absatz 2 des Gast-
stättengesetzes in der Fassung vom 20. November 1998 (BGBl.
I S. 3419), zuletzt geändert am 24. August 2002 (BGBl. I
S. 3412, 3420), und von § 1 des Gesetzes zum Schutz der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung vom 14. März 1966
(HmbGVBl. S. 77), zuletzt geändert am 18. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 251, 252), wird verordnet:

Die Gaststättenverordnung vom 27. April 1971
(HmbGVBl. S. 81), geändert am 11. September 2001
(HmbGVBl. S. 337, 341, 384), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

1.1 In Absatz 1 wird die Textstelle „oder 2“ gestrichen.

1.2 In Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „und
seines Ehegatten“ gestrichen.

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Allgemeine Mindestanforderungen an Räume

Die zum Betrieb des Gewerbes und zum Aufenthalt der
Beschäftigten bestimmten Räume müssen mindestens den
allgemeinen Vorschriften, insbesondere den bau-, immis-
sionsschutz-, hygiene- und arbeitsschutzrechtlichen Vor-
schriften entsprechen, soweit im Folgenden keine weiter-
gehenden Anforderungen gestellt werden.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

3.1 In der Überschrift werden die Wörter „und Beleuchtung“
gestrichen.

3.2 Absatz 2 wird aufgehoben. Der bisherige Absatz 1 wird
einziger Absatz.

4. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Beleuchtung

Dem gemeinsamen Aufenthalt der Gäste dienende Räume
sowie Treppen und Flure sind, soweit das Tageslicht nicht
genügt, ausreichend zu beleuchten.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:

5.1 In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Schlafraum“ durch das
Wort „Beherbergungsraum“ ersetzt.

5.2 Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben.

6. §§ 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

„§ 7

Abortanlage für Gäste

(1) In Schank- und Speisewirtschaften müssen folgende
Abortanlagen vorhanden sein: 

Bei Schank- und Speisewirtschaften mit einer Schank-
oder Speiseraumfläche bis einschließlich 50 m² kann die
nach Satz 1 bestehende Pflicht zur Einrichtung eines
Spülaborts durch Gestattung der Mitbenutzung der Perso-
naltoilette erfüllt werden, sofern nicht arbeitsschutzrecht-
liche Bestimmungen entgegenstehen.
(2) Aborte dürfen nicht ausnahmslos durch Münzautoma-
ten oder ähnliche Einrichtungen versperrt oder nur gegen
Entgelt zugänglich sein.
(3) Soweit nach baurechtlichen Vorschriften über Abort-
anlagen besondere Anforderungen gestellt werden, gehen
diese baurechtlichen Vorschriften den Absätzen 1 und 2
vor.

§ 8
Küchen

Die Einrichtung von Küchen richtet sich nach den
betrieblichen Verhältnissen.“

7. § 9 wird wie folgt geändert:
7.1 Absatz 1 wird einziger Absatz und in Satz 4 wird die Text-

stelle „Absätze 2 bis 4“ durch die Textstelle „Absatz 2“
ersetzt.

7.2 Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.
8. In § 10 Absatz 1 Nummer 3 wird das Wort „Fahrgäste“

durch das Wort „Gäste“ ersetzt.
9. §§ 11 bis 13 werden aufgehoben. Die bisherigen §§ 14 und

15 werden §§ 11 und 12.
10. Der neue § 11 erhält folgende Fassung:

„§ 11
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 1 Absatz 2 des Gesetzes zum
Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 Absatz 2
Rettungswege einengt oder nicht dafür sorgt, dass die

Verordnung

zur Deregulierung gaststättenrechtlicher Vorschriften

Vom 2. Dezember 2003

für Frauen für Männer
Schank-/ Stand- oder
Speiseraum- Spül- Spül- becken Rinne
fläche, m2 aborte aborte Stück lfd. m

bis 50 Ein Spülabort
über 50–100 2 1 3 2
über 100–150 2 2 3 2,5
über 150–200 3 2 4 3
über 200 Festsetzung im Einzelfall
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Verordnung

zur Änderung der Umwandlungsverordung

Vom 2. Dezember 2003

Auf Grund von § 172 Absatz 1 Satz 4 des Baugesetzbuchs in
der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I
S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850,
2852), wird verordnet:

§ 3 der Umwandlungsverordnung vom 10. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 324) erhält folgende Fassung:

„§ 3

Die Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2008
außer Kraft.“

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 2. Dezember 2003.

Türen der Notausgänge auch von Gästen schnell zu öffnen
sind. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu fünftausend Euro geahndet werden.“

A r t i k e l  2

Verordnung über die Sperrzeit im Gaststätten- und
Vergnügungsgewerbe (Sperrzeitverordnung)

Auf Grund von § 18 Absatz 1 des Gaststättengesetzes in der
Fassung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3419), zuletzt
geändert am 24. August 2002 (BGBl. I S. 3412, 3420), wird
verordnet:

§ 1

Allgemeine Sperrzeit

(1) Die Sperrzeit beginnt für

1. Schank- und Speisewirtschaften sowie für Spielhallen um
5 Uhr,

2. Musikaufführungen, Schaustellungen, unterhaltende Vor-
stellungen und sonstige Lustbarkeiten im Freien um
24 Uhr.

Die Sperrzeit endet um 6 Uhr.

(2) In den Nächten zum Sonnabend und Sonntag sowie
zum 1. Januar, 1. und 2. Mai bestehen keine Sperrzeiten. Das
gilt nicht für die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten
Veranstaltungen im Freien.

(3) Eine Sperrzeit besteht ferner nicht für Betriebe und
Veranstaltungen auf festgesetzten Volksfesten und Märkten.

§ 2

Ausnahmen

(1) Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen eines öffent-
lichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Verhältnisse die
Sperrzeit allgemein verlängern, verkürzen oder aufheben. 

(2) Die zuständige Behörde kann unter den in Absatz 1
genannten Voraussetzungen in Einzelfällen 

1. an den Tagen, an denen gemäß § 1 Absatz 2 Satz 1 keine
Sperrzeiten bestehen, eine Sperrzeit festsetzen,

2. den Beginn der Sperrzeit bis 21 Uhr vorverlegen und das
Ende der Sperrzeit bis 7 Uhr hinausschieben sowie

3. die Sperrzeit verkürzen oder aufheben.

Die Verkürzung oder Aufhebung der Sperrzeit ist jederzeit
widerruflich; sie ist außerdem auf längstens ein Jahr zu
befristen. In den Fällen der Verkürzung oder Aufhebung der
Sperrzeit können jederzeit Auflagen erteilt werden.

A r t i k e l  3

Zweite Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung
für die Wirtschaftsverwaltung

Auf Grund der §§ 2 und 8 des Gebührengesetzes vom
5. März 1986 (HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 4.
Dezember 2001 (HmbGVBl. S. 531, 532), wird verordnet:

In Nummer 5 der Anlage zur Gebührenordnung für die
Wirtschaftsverwaltung vom 17. Dezember 1991 (HmbGVBl.
S. 475), zuletzt geändert am 23. September 2003 (HmbGVBl.
S. 477), wird die Textstelle „§ 3 Absatz 2 Nummer 4 der Sperr-
zeitverordnung vom 15. Dezember 1970 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 315), zuletzt geändert am
18. Dezember 1990 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 280),“ durch die Textstelle „§ 2 Absatz 2 Satz 1
Nummer 3 der Sperrzeitverordnung vom 2. Dezember 2003
(HmbGVBl. S. 553, 554)“ ersetzt.

A r t i k e l  4

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Auf Grund der in den Präambeln der Artikel 1 bis 3
genannten Rechtsvorschriften wird ferner verordnet:

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

(2) Zum selben Zeitpunkt tritt die Sperrzeitverordnung
vom 15. Dezember 1970 (HmbGVBl. S. 315) in der geltenden
Fassung außer Kraft.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 2. Dezember 2003.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Eppendorf 2 für das Gebiet
Münsterstraße – Osterfeldstraße – Frickestraße – Kegelhof-
straße (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 405) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur
kostenfreien Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des

Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach der Baufreistellungsverord-
nung vom 5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt geän-
dert am 21. Januar 1997 (HmbGVBl. S. 10, 11), in der
jeweils geltenden Fassung eine Genehmigung nicht erfor-
derlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Ände-
rung oder zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden,
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang
mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild oder die
Stadtgestalt prägt oder sonst von städtebaulicher, insbe-
sondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt
des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird.

2. Im allgemeinen Wohngebiet und im Kerngebiet sind auf
den mit „(a)“ bezeichneten Flächen Staffelgeschosse
unzulässig.

3. Im allgemeinen Wohngebiet auf den Flurstücken 3532,
3537 und 3538 der Gemarkung Eppendorf und im Kern-
gebiet sind Stellplätze nur in Tiefgaragen zulässig.
Ausnahmsweise können ebenerdige Stellplätze für den
Besucherverkehr zugelassen werden.

4. In den Mischgebieten sind Tankstellen sowie Vergnü-
gungsstätten nach § 6 Absatz 2 Nummer 8 der Baunut-
zungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990
(BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl.
I S. 466, 479), in den überwiegend durch gewerbliche
Nutzungen geprägten Teilen der Gebiete unzulässig.
Ausnahmen für Vergnügungsstätten nach § 6 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung werden in den übrigen Teilen der
Gebiete ausgeschlossen.

5. Im Kerngebiet sind Einkaufszentren und großflächige
Einzelhandels- und sonstige großflächige Handelsbetriebe
nach § 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung sowie
Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und
Großgaragen nach § 7 Absatz 2 Nummer 5 der Baunut-
zungsverordnung unzulässig. Ausnahmen für sonstige
Tankstellen nach § 7 Absatz 3 Nummer 1 der Baunut-
zungsverordnung werden ausgeschlossen.

Verordnung

über den Bebauungsplan Eppendorf 2

Vom 4. Dezember 2003

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
§ 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom
1. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 17. De-
zember 2002 (HmbGVBl. S. 347, 353), § 6 Absätze 4 und 5 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), geändert am 17. Dezember
2002 (HmbGVBl. S. 347, 353), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1
Nummer 2, § 3 Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134) wird
verordnet: 
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6. Im Gewerbegebiet sind luftbelastende und geruchsbeläs-
tigende Betriebe sowie Einzelhandelsbetriebe unzu-
lässig. Ausnahmen für Vergnügungsstätten werden ausge-
schlossen.

7. Im Kern- und Gewerbegebiet sind Aufenthaltsräume in
Staffel- und Dachgeschossen auf die zulässige Geschoss-
fläche anzurechnen.

8. Auf den mit „(a)“ bezeichneten Flächen des allgemeinen
Wohngebiets werden die Luftgeschosse als Vollgeschosse
mitgezählt.

9. In den Wohngebieten an der Osterfeldstraße sowie in den
Einmündungsbereichen der Frickestraße und der
Münsterstraße sind die Wohn- und Schlafräume sowie in
den Misch- und Kerngebieten die Aufenthaltsräume
durch geeignete Grundrissgestaltung den lärmabgewand-
ten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung der
in Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein
ausreichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

10. Im Kerngebiet sind bei Gebäuden und Gebäudeteilen bis
zu zwei Vollgeschossen Flachdächer und flachgeneigte
Dächer bis zu einer Neigung von 15 Grad mit einem
mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substratauf-
bau zu versehen und zu begrünen.

11. Auf den privaten Grundstücksflächen in den Wohn- und
Mischgebieten sind die Stellplatz-, Wege- und Hofflächen
in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

12. In den Baugebieten sind mindestens 20 vom Hundert der
Grundstücksflächen mit Bäumen und Sträuchern zu
bepflanzen. Für je 300 m² der zu bepflanzenden Grund-
stücksfläche ist mindestens ein Baum zu pflanzen.

13. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein Baum zu pflanzen.

14. In den Mischgebieten sowie im Kern- und Gewerbegebiet
sind Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand
mehr als 5 m beträgt sowie fensterlose Fassaden mit
Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden.

15. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

16. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den; es sind großkronige Bäume mit einem Stammumfang
von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, zu pflanzen. Im Kronenbereich dieser Bäume
ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m²
anzulegen.

17. Die nicht überbauten Flächen auf Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Subs-
trataufbau zu versehen und zu begrünen. Im Bereich der
festgesetzten privaten Grünfläche auf dem Flurstück 3534
der Gemarkung Eppendorf ist ein Überdeckungsmaß von
mindestens 60 cm vorzusehen.

18. Im Kerngebiet sind die Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern mit dichtwachsenden Sträuchern
und Bäumen zu bepflanzen.

19. Das festgesetzte Gehrecht auf den Flurstücken 2354 und
2356 der Gemarkung Eppendorf umfasst die Befugnis der
Freien und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugäng-
lichen Geh- und Radweg anzulegen und zu unterhalten.
Geringfügige Abweichungen vom festgesetzten Gehrecht
können zugelassen werden.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Dezember 2003.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord


